
 

Stellungnahme 
 
zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Modernisierung 
und Digitalisierung der Schwarzarbeitsbekämpfung 

Der Hauptverband der Deutschen Bauindustrie und der Zentralverband des Deutschen Bau-

gewerbes messen der Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschäftigung große 

Bedeutung zu und unterstützt sämtliche Bemühungen, die Bekämpfung der Schwarzarbeit 

und illegalen Beschäftigung weiter zu intensivieren. Neben hohen volkswirtschaftlichen 

Schäden entsteht durch Schwarzarbeit und illegale Beschäftigung ein ruinöser Preiswettbe-

werb. Der Druck auf Unternehmen, die den Qualitätswettbewerb suchen, wird dabei stetig 

erhöht. 

Zu den im Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung und Digitalisierung der Schwarzar-

beitsbekämpfung gesetzten Schwerpunkten nehmen wir wie folgt Stellung: 

1. Moderne Datenanalyse und Risikomanagement durch ein operatives Informa-

tions- und Datenanalysesystem (OIDA) 

Wir begrüßen es sehr, dass mit den geplanten Änderungen im Schwarzarbeitsbekämpfungs-

gesetz die gesetzlichen Grundlagen für eine moderne Datenanalyse gelegt werden. Nicht 

nur die längst überfällige Vernetzung von Daten, sondern auch die zeitgemäße Auswertung 

der so zur Verfügung stehenden Informationen wird die Arbeit der Finanzkontrolle Schwarz-

arbeit (FKS) nachhaltig verbessern. In Verbindung mit der Schaffung einer Gesetzesgrund-

lage für einen risikobasierten Prüfungsansatz wird die FKS ihre Ressourcen im Sinne der 

Schwarzarbeitsbekämpfung künftig sehr viel zielgenauer und effektiver einsetzen können. Es 

wird nun darauf ankommen, die technischen Rahmenbedingungen zu implementieren, die 

die bislang ungenutzten Potenziale der digitalen Vernetzung und Analyse in der Praxis be-

reithalten. Gleichzeitig begrüßen wir die Klarstellung, dass bei aller technisch verlockenden 

Aufgabenverteilung die abzuleitende Risikobewertung im Ermessen der Prüfer verbleibt so-

wie die präventive Prüfung von Sachverhalten, für die keine Risikohinweise vorliegen, weiter 

gewährleistet wird. Hier muss im Einzelnen dafür Sorge getragen werden, dass die Festle-

gung der konkreten Risikoparameter und die Einzelheiten zur Risikobewertung verhältnismä-

ßig sind und rechtsstaatlichen Maßstäben jederzeit genügen. Im Kontext des Einsatzes von 

Algorithmen weisen wir auf den daraus entstehenden Konflikt zwischen grundsätzlich gebo-

tener Transparenz über die Parameter und ihrer Vertraulichkeit, um den Zweck, Schwarzar-

beit und illegale Beschäftigung wirksam zu bekämpfen, nicht zu konterkarieren, hin. Die für 

§ 26 SchwarzArbG vorgesehenen Vorgaben erscheinen insoweit sinnvoll austariert, jedoch 
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werden Verordnungen (§ 26 Abs. 9 SchwarzArbG-Entwurf), die hier richtigerweise eine Zu-

stimmung des Bundesrates erfordern, in den Blick zu nehmen sein. 

Wir möchten jedoch nachfolgend ebenfalls darauf eingehen, welches Potential die Erweite-

rung des Datenaustausches zwischen Sozialversicherungsträgern, Unfallversicherungsträ-

gern und gemeinsamen Einrichtungen der Tarifvertragsparteien für die Bekämpfung der 

Schwarzarbeit birgt, dass bislang noch nicht ausgeschöpft wurde. 

Ausmaß und Erscheinungsformen von Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung reichen 

von Bauleistungen „ohne Rechnung“ bis zu organisierten, mafiösen Strukturen, in denen mit 

hoher krimineller Energie gegen gesetzliche Bestimmungen verstoßen werden. Lohnsteuern, 

Sozialversicherungsbeiträge und Sozialkassenbeiträge werden hinterzogen und nicht selten 

in Kombination zusätzlich Sozialleistungen, wie Arbeitslosgeld II, Bürgergeldbezug (Unter-

kunftskosten als auch Regelleistung), Kurzarbeiter- und Krankengeld sowie Kindergeld und 

Kinderzuschlag erschlichen. Zur Aufdeckung und Bekämpfung dieser Betrugskonstellationen 

ist es unumgänglich, dass die betroffenen Institutionen, wie Deutsche Rentenversicherung, 

Behörden der Zollverwaltung, Bundesagentur für Arbeit, BG Bau, gemeinsame Einrichtungen 

der Tarifvertragsparteien, Ordnungsämter, Innungen, Finanzbehörden, Staatsanwaltschaften 

eng zusammenarbeiten und auch Erkenntnisse austauschen. 

Weitere substanzielle Fortschritte im Kampf gegen illegale Beschäftigung könnten aus Sicht 

der Bauwirtschaft durch die Erweiterung des Datenaustauschs zwischen den betroffenen In-

stitutionen sowie durch die stärkere Einbindung der gemeinsamen Einrichtungen erzielt wer-

den. Konkret könnte dies durch die nachfolgenden Anpassungen erreicht werden:  

a) Datenaustausch – Änderungen im SchwarzArbG 

(1)  Aufnahme der gemeinsamen Einrichtungen in § 17 Abs. 1 SchwarzArbG 

Nach § 2 Abs. 4 Nr. 20 SchwarzArbG gehören die gemeinsamen Einrichtungen der Tarifver-

tragsparteien zu den Institutionen, die bei der Bekämpfung von Schwarzarbeit zusammenar-

beiten sollen. Der Gesetzestext verweist ausdrücklich auf die Einrichtungen im Sinne des § 4 

Abs. 2 Tarifvertragsgesetzes, zu denen beispielsweise die Sozialkassen des Baugewerbes 

zählen. Illegale Beschäftigung liegt nach der Definition von § 1 Abs. 3 Nr. 4 SchwarzArbG 

auch vor, wenn Arbeitgeber gegen die Bestimmungen des Arbeitnehmerentsendegesetzes 

verstoßen. 

Im Baugewerbe basieren die gemeinsamen Einrichtungen der Tarifvertragsparteien auf Tarif-

verträgen, die nach § 5 TVG oder den Regelungen des Arbeitnehmerentsendegesetzes all-

gemeinverbindlich sind. Sie schreiben unter anderem eine Beitragspflicht für das Urlaubs-

kassenverfahren, das Berufsbildungsverfahren und die obligatorische tarifliche Altersvor-

sorge – die sogenannten Sozialkassenverfahren – vor. Die Beitrags- und Leistungspflichten 

sind aufgrund staatlichen Hoheitsaktes für alle Unternehmen verbindlich. Die Nichtabführung 

dieser Beiträge stellt daher einen Verstoß im Sinne von § 1 Abs. 3 Nr. 4 SchwarzArbG dar. 
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Insofern ist eine weitere Gleichstellung von Sozialversicherungsträgern und gemeinsamen 

Einrichtungen wichtig. Wir schlagen eine Aufnahme von gemeinsamen Einrichtungen in § 17 

Abs. 1 Nr. 11 neu (Übermittlung von Daten aus dem zentralen Informationssystem) mit fol-

gender Formulierung vor: 

[…] „die gemeinsamen Einrichtungen der Tarifvertragsparteien im Sinne 

des § 4 Absatz 2 des Tarifvertragsgesetzes zur weiteren Verarbeitung, so-

weit dies zur Erfüllung ihrer tarifvertraglichen Aufgaben erforderlich ist.“ 

Gemeinsame Einrichtungen erbringen erhebliche Leistungen für die Beschäftigten der jewei-

ligen Branchen insbesondere in den Bereichen betriebliche Altersversorgung und Urlaub (Ur-

laubsgeld). Die dazu von ihnen durchgeführten Sozialkassenverfahren arbeiten auf der 

Grundlage umfangreicher Meldedaten z. B. zu den Bruttoverdiensten und geleisteten Ar-

beitsstunden der Arbeitnehmer. Sie spielen eine maßgebliche Rolle z. B. bei der Erfüllung 

der in § 16 AEntG normierten Zuständigkeit des Zolls zur Prüfung der Einhaltung der Min-

destarbeitsbedingung Urlaub nach § 5 Nr. 3 AEntG am Bau mit der Durchführung des Ur-

laubskassenverfahrens. Dafür stellen gemeinsame Einrichtungen des Baugewerbes die er-

forderlichen Daten, die zur Vorbereitung und Durchführung von Prüfungen nach § 2 Abs. 1 

Nr. 6 SchwarzArbG notwendig sind und die Einleitung von Ordnungswidrigkeitenverfahren, 

Ermittlungsverfahren etc. ermöglichen, zur Verfügung. 

Auch sehen Vergabe- und Tariftreuegesetze mehrerer Bundesländer vor, dass für den Erhalt 

öffentlicher Aufträge eine Bestätigung der für den Auftragnehmer maßgeblichen gemeinsa-

men Einrichtung über dessen ordnungsgemäßer Teilnahme an den Sozialkassenverfahren 

vorgelegt oder vorgehalten werden muss. Verstöße gegen Vergabe- und Tariftreuegesetze 

sind daher bereits vom SchwarzArbG umfasst (vgl. § 6 Abs. 4 Nr. 15 SchwarzArbG). 

Aufgrund der Sozialversicherungsträgern ähnlichen Aufgabe gemeinsamer Einrichtungen hat 

der Gesetzgeber diese durch das 8. SGB IV Änderungsgesetz für den Datenaustausch mit 

den Sozialversicherungsträgern (z.B. § 18m SGB IV, § 110 SGB IV, § 148 Abs. 3 Nr. 14 

SGB VI) ab dem 1. Januar 2025 gleichgestellt. Dadurch soll insbesondere die Rolle gemein-

samer Einrichtungen bei der Bekämpfung der Schwarzarbeit und der illegalen Beschäftigung 

der entsprechenden Aufgabe gesetzlicher Sozialversicherungsträger gleichgestellt werden 

und dazu ein automatisierter Datenabgleich mit Sozialversicherungsträgern erfolgen. Es 

wäre insofern auch sinnvoll, wenn dem Wunsch der DRV, gemeinsame Einrichtungen in das 

Verfahren eSolution (§ 28p S. 3 SGB IV, § 148 Abs. 3 Satz 1 Nr. 14 SGB VI) aufzunehmen, 

entsprochen würde. 

Entscheidend für die Erfüllung ihrer Aufgaben ist es, dass gemeinsame Einrichtungen wie 

bereits z. B. die Bundesagentur für Arbeit (BA) auf Ersuchen Daten aus dem zentralen Infor-

mationssystem für die FKS (ProFIS) erhalten. § 17 SchwarzArbG sieht diese Möglichkeiten 

für die BA vor, wenn die Behörde Steuerstraf- oder Ordnungswidrigkeitenverfahren durch-

führt und in diesem Zusammenhang z. B. Leistungen nach dem SGB III oder Kindergeldleis-

tungen einstellt. Gemeinsame Einrichtungen führen keine Steuerstraf- oder Ordnungswidrig-

keitenverfahren durch. Jedoch bedarf es auch für sie der Möglichkeit, im Einzelfall Daten aus 
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ProFIS automatisiert zu verarbeiten. Eine solche Konstellation liegt z. B. vor, wenn durch die 

Kenntnis über die 

• Eröffnung des Verfahrens die gemeinsame Einrichtung eine Grundlage dafür hat, die 

Meldungen des Betriebes zu den Sozialkassenverfahren zu überprüfen, 

• Eröffnung des Verfahrens die gemeinsame Einrichtung eine Grundlage dafür hat, ihre 

für die öffentliche Auftragsvergabe erforderlichen Bescheinigungen zur ordnungsgemä-

ßen Teilnahme an den Sozialkassenverfahren zu überprüfen, zu widerrufen oder zu-

künftig nicht mehr auszustellen, 

• Erledigung des Verfahrens die Bemessungsgrundlage für Ansprüche der gemeinsa-

men Einrichtungen ermittelt werden kann. 

Gemeinsame Einrichtungen sind bereits gemäß § 6 Abs. 4 SchwarzArbG von der Zollverwal-

tung zu unterrichten, wenn sich Anhaltspunkte für Verstöße gegen bestimmte für die Be-

kämpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschäftigung maßgebliche Gesetze ergeben. 

Eine darüberhinausgehende Möglichkeit für gemeinsame Einrichtungen, eigeninitiativ Daten 

unmittelbar aus dem zentralen Informationssystem für die FKS übermittelt zu erhalten, stärkt 

deren Position bei der Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschäftigung erheblich. 

Um Prozesse effizienter zu gestalten und um die zeitnahe Verfügbarkeit aller erforderlichen 

Informationen bei allen Beteiligten sicherzustellen, ist eine digitale Verfahrensvereinfachung 

nötig. Sie wird mit Aufnahme von gemeinsamen Einrichtungen in § 17 Abs. 1 SchwarzArbG 

erreicht, um Informationen aus dem zentralen Informationssystem zur Erfüllung der tarifver-

traglichen Aufgaben abrufen zu können. 

(2) Einbeziehung der gemeinsamen Einrichtungen in die Datenanalyse nach §§ 25 ff.   

Als Konsequenz zu vorstehenden Ausführungen sollten die Daten der gemeinsamen Einrich-

tungen der Tarifvertragsparteien ebenfalls für die Risikoanalyse nach §§ 25 ff. neu herange-

zogen werden. Die gemeinsamen Einrichtungen der Tarifvertragsparteien im Sinne des § 4 

Abs. 2 des Tarifvertragsgesetzes sollten demnach zu den Institutionen hinzugefügt werden, 

deren Daten im Rahmen der Risikoanalyse nach § 26 Abs. 2 halbjährlich abgerufen werden. 

Die Daten der gemeinsamen Einrichtungen können einen wichtigen Beitrag zur Risikoana-

lyse leisten und u.a. zur Erkennung von sog. „Nachfolgefirmen“ (Kolonnenwanderung) die-

nen. Im Zuge der aktuellen Novelle des Gesetzes zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und 

illegalen Beschäftigung (SchwarzArbG) sollte eine Aufnahme von gemeinsamen Einrichtun-

gen in § 26 Abs. 2 Nr. 4 neu (Operatives Informations- und Datenanalysesystem; Verord-

nungsermächtigung) mit folgender Formulierung erfolgen: 

„von gemeinsamen Einrichtungen der Tarifvertragsparteien im Sinne des § 

4 Absatz 2 des Tarifvertragsgesetzes.“ 
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Zwar sind die gemeinsamen Einrichtungen unter § 2 Abs. 4 Nr. 20 SchwarzArbG als unter-

stützende Institutionen bei Prüfungen des Zolls berücksichtigt. Eine generelle und regelmäße 

Einbeziehung der vorgehaltenen Daten über § 26 Abs. 2 n.F. bereits bei der Risikoanalyse 

hätte jedoch weitaus größere Effekte und würde einen wichtigen Beitrag zur Identifizierung 

risikobehafteter Objekte, zielgerichteten und ressourcensparsamen Prüfungen leisten.  

Auch die Berücksichtigung der gemeinsamen Einrichtungen allein durch § 25 Abs. 3 Nr. 1 

i.V.m. § 2 Abs. 4 erscheint nicht ausreichend, da die Möglichkeiten der Datenübermittlung 

dort nur sehr eingeschränkt möglich sind. Eine automationsgestützte Analyse und die erziel-

baren positiven Effekte sind nur über die Einbeziehung der gemeinsamen Einrichtungen auf 

Grundlage von § 26 SchwarzArbG n.F. möglich.  

b)  Gemeinsame Einrichtungen als Zusammenarbeitsbehörden der Deutschen Ren-

tenversicherung bei Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 321 SGB VI) 

Gemeinsame Einrichtungen fungieren bereits heute als Zusammenarbeitsbehörden des Zolls 

nach § 2 Abs. 4 Nr. 20 SchwarzArbG. Künftig sollten sie diese Rolle auch gegenüber der 

Deutschen Rentenversicherung nach § 321 SGB VI wahrnehmen, um Anfragen bei der Ver-

folgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten beantworten zu können. 

c)  Erweiterung des institutionellen Datenaustausches mit gemeinsamen Einrichtun-

gen in § 95c SGB IV 

Wie es bereits der Arbeitsentwurf des BMAS zum 8. SGB IV ÄndG vorsah, sollte der instituti-

onelle Datenaustausch zwischen Sozialversicherungsträgern und gemeinsamen Einrichtun-

gen in den kommenden Jahren weiter gestärkt werden. Dieser sollte in § 95c SGB IV gesetz-

lich legitimiert sein: 

„§ 95c SGB IV Datenaustausch zwischen den Sozialversicherungsträgern 

und Dritten 

Haben Sozialversicherungsträger zur Erfüllung einer gesetzlichen Aufgabe 

nach diesem Gesetzbuch Daten an einen Sozialversicherungsträger, eine 

berufsständische Versorgungseinrichtung, eine gemeinsame Einrichtung im 

Sinne des § 4 Abs. 2 des Tarifvertragsgesetzes, das Bundesamt für Sozi-

ale Sicherung als Träger des Gesundheitsfonds oder eine Aufsichtsbe-

hörde zu übermitteln, soll dies durch Datenübertragung geschehen.“ 

d)  Datenaustausch zwischen den Trägern der Unfallversicherung und gemeinsa-

men Einrichtungen (§198a SGB VII) 

Einzelne Bauunternehmen versuchen, sich dieser Beitragspflicht gezielt zu entziehen. Von 

daher sollte durch einen verbesserten Datenaustausch zwischen den Trägern der 
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Unfallversicherung – insbesondere der Berufsgenossenschaft – und den gemeinsamen Ein-

richtungen der Tarifvertragsparteien – insbesondere der Sozialkassen – sichergestellt wer-

den, dass alle Baubetriebe umfassend erfasst werden. Eine gesetzliche Grundlage für einen 

künftigen digitalen Datenaustausch könnte in einem neuen § 198a SGB VII wie folgt gefasst 

werden: 

„Gemeinsame Einrichtungen im Sinne von § 4 Abs. 2 des Tarifvertragsge-

setzes erhalten Daten aus den Dateisystemen der Träger der gesetzlichen 

Unfallversicherung, soweit dies zur ordnungsgemäßen Sicherung ihres Bei-

tragseinzugs und ihrer Leistungsgewährung erforderlich ist. Grundlage für 

die Zuordnung ist der jeweils aktuelle Gefahrtarif der zuständigen Berufsge-

nossenschaft. Zuordnungen können für Tarifstellen, die sie bildenden Ge-

werbezweige bzw. deren einzelne Unternehmenszweige vorgenommen 

werden. Das Nähere regeln Verwaltungsvereinbarungen.“ 

e)  Wegfall der Meldung der verantwortlich handelnden Person nach § 18 AEntG 

Kritisch sehen wird die vorgesehene Streichung der Pflicht zur Angabe der verantwortlich 

handelnden Person in § 18 AEntG (Art. 8 Nr. 2 bb)). Es handelt sich bei der Angabe regelmä-

ßig um den Geschäftsführer oder eine vergleichbar verantwortliche Person aus dem Betrieb, 

die für die Durchführung der Bauleistung im Inland zuständig ist. Diese Angabe hat sich in 

der Praxis u.a. zur Rechtsverfolgung und als wesentliches Instrument zur Aufdeckung kom-

plexer Missbrauchsstrukturen erwiesen. Eine solche Rechtsänderung wäre – gemessen am 

erklärten Zweck des Gesetzes – nicht sachgerecht. 

2. Fokus auf neue kritische Schwarzarbeitsschwerpunkte 

Zu der Anpassung der Schwarzarbeitsbranchen erfolgt mangels eigener Betroffenheit keine 

Bewertung. 

3. Bürokratiearme und digitale Prüfungen  

Erfreut stellen wir fest, dass die Aspekte der Digitalisierung nicht nur Entlastung und zielge-

naueres Vorgehen der FKS ermöglichen werden, sondern auch Erleichterungen und Büro-

kratieabbau für unsere Unternehmen mit sich bringen. Dazu gehört insbesondere die Mög-

lichkeit, ortsunabhängige Geschäftsunterlagenprüfungen durchzuführen und damit eine Prü-

fung in den Geschäftsräumen und die damit zwangsläufig einhergehenden Belastungen zu 

vermeiden. Vielmehr werden zukünftig elektronische Übermittlungswege von den Unterneh-

men genutzt werden können. Gleichwohl bleibt es gerade für kleinere und mittelständige Un-

ternehmen - die (noch) nicht über die notwendige elektronische Infrastruktur verfügen - wich-

tig, dass die Prüfungsunterlagen auch auf dem herkömmlichen Weg vorgelegt werden kön-

nen. 
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Durch die überwiegende Fokussierung auf datenbasierte Risikoeinschätzungen besteht aller-

dings die Gefahr, dass Baustellenprüfungen ohne vorherige Hinweise (Zufallsprüfungen) zu-

künftig in der Anzahl zurückgehen. Gerade solche unangekündigten Vor-Ort-Kontrollen sind 

jedoch essenziell, um diejenigen "schwarzen Schafe" aufzudecken, die durch gänzlich feh-

lende Meldungen und Anmeldungen im digitalen „Frühwarnsystem“ gar nicht erscheinen und 

somit auch von keinem automatisierten Risikomanagement erfasst werden können. Beson-

ders relevant wäre das zum Beispiel bei Unternehmen, die ohne jegliche Anmeldung in 

Deutschland tätig und bisher nur durch Baustellenprüfungen als Zufallsfund entdeckt werden 

können. Die bisherige Regelung in § 2 Abs. 5 Satz 5 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgeset-

zes (SchwarzArbG) ist im Hinblick auf den auch bei der Finanzverwaltung bestehenden Per-

sonalmangel zu variabel und wird voraussichtlich zu einem Rückgang der Vor-Ort-Kontrollen 

führen. Dies wiederum führt zu einer Beeinträchtigung eines fairen Wettbewerbs im Hinblick 

auf diejenigen, die sich um eine gesetztreue Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben bemü-

hen. Wir regen daher an, in § 2 Absatz 5 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes 

(SchwarzArbG) eine ausdrückliche Regelung aufzunehmen, die neben der risikoorientierten 

Prüfauswahl eine verbindliche Mindestquote für anlasslose Zufallsprüfungen vorsieht. Diese 

Mindestquote würde sicherstellen, dass auch zukünftig ein hinreichendes Maß an Vor-Ort-

Kontrollen erfolgt, um die Dunkelfeldaufklärung zu gewährleisten und die abschreckende 

Wirkung auf potentielle Schwarzarbeitsakteure aufrechtzuerhalten. 

4. Schlagkräftige Kriminalitätsbekämpfung im Polizeiverbund 

Wir begrüßen das im Gesetz formulierte Ziel, die Kriminalitätsbekämpfung weiter zu stärken. 

Dazu gehört insbesondere die Teilnahme der FKS am polizeilichen Informationsverbund. 

Vernetzung und Austausch sollen insbesondere die Bekämpfung der organisierten Kriminali-

tät voranbringen und mögliche Informationsdefizite vermeiden. 

Kritisch sehen wir die Erhöhung der Bußgeldandrohung in § 21 Abs. 3 Mindestlohngesetz. 

Der Gesetzesentwurf sieht vor, den Verstoß gegen die Pflicht zur Arbeitszeitaufzeichnung 

künftig mit einem Bußgeld von bis zu 50.000 Euro statt bisher 30.000 Euro zu ahnden. Be-

reits der alte Wert verdeutlicht klar den Unrechtsgehalt von unrichtigen Stundenaufzeichnun-

gen. Wir bezweifeln, dass von einer Erhöhung des Bußgeldrahmens eine größere Präventiv-

wirkung ausgeht. Die herangezogene Begründung, die Aufzeichnungspflicht komme den Ar-

beitnehmern zugute, lässt keine Ableitung auf die „richtige“ Bußgeldhöhe zu. Uns liegen 

keine Erkenntnisse vor, aus denen sich ableiten ließe, dass die bisherige Bußgeldhöhe nicht 

hinreichend abschreckend wäre. 

5. Prozessoptimierung der sog. „Kleinen Staatsanwaltschaft“ sowie die selbststän-

dige Ahndung des Sozialleistungsbetruges 

Wir haben in der Vergangenheit bereits mehrfach die Bildung von Schwerpunktstaatsanwalt-

schaften zur Stärkung der Justiz gefordert. Wir sind davon überzeugt, dass eine erfolgreiche 

und unmittelbare Bekämpfung von Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung auch davon 

abhängt, welche Maßnahmen bei der Justiz zugunsten einer sachdienlichen Förderung und 

schnelleren Bearbeitung von Verfahren ergriffen werden. Der nun im Gesetzesentwurf erwei-

terte Ansatz zur selbstständigen Durchführung von Ermittlungsverfahren in den dort 
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beschriebenen Fallkonstellationen greift diesen Gedanken auf und passt stimmig in das Kon-

zept einer schnellen und sachnahen Justiziabilität. 
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